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nter Gesundheitsexperten besteht Konsens: Um die weltweit 
immer häufiger auftretenden Krankheiten wie Diabetes, 
Krebs und Herz-Kreislauf-Erkrankungen wirkungsvoller zu 

bekämpfen, müsste der Verkauf von Lebensmitteln strenger regu-
liert werden.¹ Ungesunde Ernährung und daraus oft folgendes 
Übergewicht sind zentrale Risikofaktoren für die sogenannten 
nichtübertragbaren Krankheiten (Non-Communicable Diseases, 
NCDs). Sie sind mittlerweile die häufigste Todesursache in der glo-
balen Statistik. 2015 starben weltweit 56 Millionen Menschen, von 
denen 71 Prozent (40 Millionen) einer nichtübertragbaren Krank-
heit erlagen. Besonders betroffen sind die Entwicklungs- und 
Schwellenländer.²  

Ungesunde Ernährung zeichnet sich durch zu viel Zucker, Salz 
und bestimmte Fette aus, die in Kombination oft in stark verarbeite-
ten Lebensmitteln, wie zum Beispiel in industriell hergestellten Fer-
tiggerichten, vorkommen. Eine ungesunde Ernährung ist aber nicht 
nur das Ergebnis individueller Entscheidungen – wie die Nahrungs-
mittelindustrie immer wieder behauptet –, sie ist auch strukturell 
bedingt. Durch die Industrialisierung und Globalisierung des Nah-
rungsmittelmarkts hat das Angebot an ungesunden, aber billigen 
Lebensmitteln stark zugenommen. Insbesondere Kinder werden 
schon in frühen Jahren an den Konsum von Junkfood und anderen 
ungesunden Lebensmitteln gewöhnt, nicht zuletzt durch gezielte 
Werbung. Da die Ernährungsindustrie global agiert und wenige 
Konzerne ein riesiges Firmenimperium aufgebaut haben, verfügt 
sie über eine gewaltige Marktmacht mit entsprechendem politi-
schem Einfluss. Die Verbraucher sind beim Einkauf oft überfordert, 
aber niemand würde für die Prävention zukünftiger Krankheiten 
auf die Straße gehen und protestieren. Die Regulierung der Nah-
rungsmittelindustrie ist daher politisch besonders schwierig.  

Während in Deutschland Verbraucherschutzministerin Julia 
Klöckner (CDU) einer klaren Kennzeichnung von Lebensmitteln 
durch die viel zitierte Ampel eine Absage erteilt hat, haben sich in 
den letzten Jahren vor allem lateinamerikanische Länder zu Vor -
reitern auf diesem Feld entwickelt. Mexiko führte zum Beispiel 
2014 eine Softdrinksteuer ein. Und Ecuador setzte im gleichen Jahr 
eine verpflichtende Ampelkennzeichnung durch. Das weltweit 
strengste Lebensmittelkennzeichnungsgesetz gilt seit 2016 aber in 
Chile.³ Enthält zum Beispiel ein verpacktes Lebensmittel mehr als 
10 Gramm Zucker pro 100 Gramm, muss dies auf der Vorder- 
seite mit einem achteckigen Kennzeichen des Gesundheitsministe-
riums – »Hoher Zuckergehalt«– versehen werden. Chile entschied 
sich für das achteckige Stoppschild, nachdem eine Studie gezeigt 
hatte, dass die Warnung in dieser Form und Farbe am einfachsten 
zu verstehen war. Gleichzeitig startete das Gesundheitsministerium 
eine Informationskampagne unter dem Motto »Wähle Lebensmittel 

mit weniger Warnzeichen – und wenn sie gar keine haben, umso 
besser«.  

Die klare Kennzeichnung war nur ein erster Schritt. Auf Basis der 
Warnzeichen werden Verkauf und Bewerbung ungesunder Lebens-
mittel nun aktiv eingeschränkt. So dürfen gekennzeichnete Produkte 
zum Beispiel nicht mehr in Schulen verkauft oder in Schulkantinen 
verarbeitet werden. Besonders innovativ sind Chiles Werbeein-
schränkungen. Kampagnen, die sich an Konsumenten unter 14 Jahre 
richten, sind tabu. Deswegen enthält etwa das McDonald’s Happy 
Meal in Chile kein Spielzeug mehr, und auf den Verpackungen von 
stark zuckerhaltigen Frühstückscerealien fehlen die beliebten Zei-
chentrickfiguren. Zwischen 6 und 22 Uhr darf im Fernsehen und 
Kino auch keine Werbung für gekennzeichnete Produkte ausge-
strahlt werden.  

Die globale Nahrungsmittelindustrie, in Chile vertreten durch den 
Verband Alimentos y Bebidas de Chile, hat versucht, die Einführung 
der neuen Regeln zu verhindern. Besonders deutlich wurde dies, als 
die Industrie die Legitimität des Gesetzes in einer Medienkampagne 
attackierte. Eine zentrale Forderung der Industrie war es, kritische 
Nährstoffe, wenn überhaupt, pro Portion statt pro 100 Gramm zu be-
rechnen. Durch die Definition besonders kleiner Portionen hätte dies 
zu weniger Kennzeichnungen geführt. Vor chilenischen Gerichten 
laufen derzeit noch mehrere Verfahren, in denen Nahrungsmittel-
konzerne klagen. Sie argumentieren zum Beispiel, dass durch die 
Verbote von Zeichentrickfiguren auf gekennzeichneten Verpackun-
gen ihre geistigen Eigentumsrechte eingeschränkt würden. Gleich-
zeitig propagiert die Industrie ein eigenes Kennzeichnungsmodell, 
das in Chile unter den Initialen GDA bekannt wurde und den Inhalt 
ungesunder Nährstoffe neutraler darstellt und nicht direkt als ab-
schreckende Warnung interpretiert wird. Studien zeigen, dass Kon-
sumenten das Industriemodell weniger gut und erst nach längerem 
Hinsehen verstehen.⁴  

So stellt sich die Frage, wie es Chile geschafft hat, sich gegen die 
einflussreichen Interessen der globalen Nahrungsmittelindustrie 
durchzusetzen und ein gesundheitspolitisch so wegweisendes Ge-
setz einzuführen. Dabei war Chile bisher eher für seine neolibera-
len Reformen der 1970er und 1980er Jahre bekannt. Eine wichtige 
Voraussetzung war dabei, dass das Gesetz unabhängig von der Nah-
rungsmittelindustrie entwickelt wurde. Die Industrie durfte im 
Rahmen öffentlicher Anhörungen lediglich ihre Positionen ausführ-
lich vortragen. Außerdem wurde die Verantwortung für das Projekt 
Lebensmittelkennzeichnung von Anfang an dem Gesundheitsres-
sort übertragen und nicht dem Ressort Landwirtschaft. Das Land-
wirtschaftsministerium hat in Chile, wie in den meisten anderen 
Ländern, eher die Förderung der Agrar- und Lebensmittelindustrie 
im Auge als die Gesundheitsförderung.  
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Entscheidend war aber die nachhaltige Unterstützung durch das 
Parlament und die Regierung. Guido Girardi, der Senator, der das 
Gesetz entworfen und ins Parlament eingebracht hatte, ist von Be-
ruf Kinderarzt und wusste daher, dass akuter Handlungsbedarf be-
steht. Als Senatspräsident hatte er auch den politischen Einfluss, 
um eine Mehrheit im Parlament zu organisieren. Michelle Bachelet, 
unter deren Präsidentschaft das Gesetz entwickelt und implemen-
tiert wurde, ist ebenfalls ausgebildete Kinderärztin. Nach der Amts-
übernahme von Sebastián Piñera und seiner Rechtsregierung im 
März 2018 macht Senator Girardi aus der Opposition heraus weiter 
Druck. Nach dem Motto »Angriff ist die beste Verteidigung«, brach-
te er zuletzt wiederholt eine Steuer auf gekennzeichnete Lebens-
mittel ins Spiel.  

Das chilenische Modell besitzt eine große Strahlkraft. Von Argenti-
nien, Brasilien, Peru und Uruguay bis hin zu Israel und Kanada ha-
ben zahlreiche Länder begonnen, Varianten der chilenischen Regu-
lierung zu entwickeln. Dies ist politisch zwar überall ein Kraftakt, 
aber das Beispiel Chile bietet Gesetzgebern in aller Welt nun eine 
technische und politische Blaupause und zeigt, dass es möglich ist, 
sich gegen den Einfluss der Lebensmittelindustrie durchzusetzen. 
Außerdem beweist Chile, dass sich mit einer Lebensmittelkennzeich-
nung durchaus politisch punkten lässt. 77 Prozent aller Chilenen be-
fanden in einer Umfrage, dass das Gesetz in die richtige Richtung 
gehe. Selbst der unbeliebteste Teil des Gesetzes, die Werbeeinschrän-
kungen, traf dennoch bei 57 Prozent der Befragten auf Zustimmung.  

Auch internationale Organisationen wie die Weltgesundheitsor-
ganisation und die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen benutzen Chile zunehmend als Modell für 

ihre eigenen Politikempfehlungen. Einflussreiche private Stiftun-
gen, wie die des Milliardärs und früheren Bürgermeisters von New 
York, Michael Bloomberg, unterstützen ebenfalls die Verbreitung 
und Weiterentwicklung des chilenischen Vorzeigemodells.  

Die EU und die USA versuchen dagegen, unter dem Einfluss der 
dort ansässigen globalen Lebensmittelkonzerne, die Entwicklung 
zu einer strengeren Regulierung aufzuhalten. Die Europäische Uni-
on entschied sich 2011 nicht nur gegen eine EU-weite Einführung 
einer »Lebensmittel-Ampel«, sondern untersagte den Mitgliedstaa-
ten auch entsprechende einzelstaatliche Maßnahmen.⁵ Die USA ha-
ben zuletzt versucht, Lebensmittelkennzeichnungen zum Thema 
der Nafta-Neuverhandlungen zu machen. Per Handelsabkommen 
sollte verhindert werden, dass Kanada und Mexiko dem chileni-
schen Vorbild folgen.⁶
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